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1. KONJUNKTUR 

Stagnation im Mittelstand1 

Der aktuelle Mittelstandsindex von DATEV zeigt die anhaltende 

Stagnation der heimischen Wirtschaft. Die Betriebe verzeichnen 

beim Umsatz lediglich marginales Wachstum im Vergleich zum 

Vorjahr. Dieses geringe Plus von 0,2 Prozent reicht für spürbare 

konjunkturelle Erholung nicht aus. Vor allem kleine Unternehmen 

stützen diese schwache Entwicklung derzeit noch. 

Gleichzeitig belastet enormer Kostendruck die Bilanzen der Ar-

beitgeber erheblich. Die gezahlten Gehälter klettern über alle 

Branchen hinweg deutlich in die Höhe. Dieser Zuwachs um 6,5 

Prozent spiegelt laut der Analyse keinen wirtschaftlichen Erfolg 

wider. Vielmehr zwingt anhaltender Kostendruck die Firmen zu 

diesen Gehaltsanpassungen. 

Diese angespannte wirtschaftliche Lage wirkt sich mittlerweile 

negativ auf den Arbeitsmarkt aus. Zahlreiche Betriebe streichen 

 
1 DATEV (21.04.2026): Mittelstandsindex (April 2026). 

vorhandene Stellen und reduzieren ihr Personal. Besonders das 

Verarbeitende Gewerbe leidet stark unter dieser Entwicklung. Die 

gesamte Beschäftigung im Mittelstand schrumpft dadurch leicht 

(-0,2 %). 

DATEV Mittelstandsindex 

Saison- und kalenderbereinigt, 2022=100  

 
Quelle: DATEV 

Arbeitskosten steigen weiter2 

Das Statistische Bundesamt meldet aktuell steigende Personal-

kosten. Arbeitgeber in Deutschland zahlten im Jahr 2025 im 

Schnitt 45,00 Euro für jede geleistete Stunde. Damit liegen die 

hiesigen Betriebe deutlich über dem europäischen Durchschnitt. 

Diese Entwicklung bringt spürbare finanzielle Belastungen für die 

heimische Wirtschaft mit sich. 

Im Vergleich zum Vorjahr beobachten die Statistiker anhaltenden 

Kostenzuwachs. Der preisliche Anstieg beläuft sich hierzulande 

auf exakt 3,6 Prozent. Auf europäischer Ebene kletterten die Aus-

gaben sogar noch minimal stärker in die Höhe. Dennoch verharrt 

das Niveau der Bundesrepublik weiterhin im oberen internationa-

len Spitzenfeld. 

Der langfristige Blick auf die jüngere Vergangenheit verdeutlicht 

diesen stetigen Aufwärtstrend. Seit dem Jahr 2020 verteuerte 

sich menschliche Arbeit insgesamt um beachtliche 22,3 Prozent. 

Besonders Dienstleister aus dem wissenschaftlichen und tech-

nischen Sektor spüren diesen enormen Kostendruck intensiv. 

2 Destatis (29.04.2026): Arbeitskosten je Arbeitsstunde (2025). 
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Die betroffenen Unternehmen müssen sich folglich an diese ver-

änderten finanziellen Rahmenbedingungen anpassen. 

Arbeitskräftenachfrage bleibt niedrig3 

Jüngste Zahlen der Bundesagentur für Arbeit zeigen eine anhal-

tend schwache Entwicklung auf dem heimischen Stellenmarkt. 

Der entsprechende Index für die gesuchte Arbeitskraft fiel im Ap-

ril auf den niedrigen Wert von 102 Punkten. Dieser aktuelle Stand 

verdeutlicht eine spürbare Verschlechterung im direkten Ver-

gleich mit dem vergangenen Jahr 2025. Insgesamt betrachtet 

stabilisiert sich die Suche nach neuem Personal somit auf einem 

sehr verhaltenen Niveau. 

BA-X Arbeitskräftenachfrage 

Index, 2015=100, saison- und kalenderbereinigt 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 

Der aktuelle Bericht zeigt in den meisten Wirtschaftszweigen ei-

nen starken Rückgang der unbesetzten Stellen. Besonders Be-

triebe aus dem Gastgewerbe sowie der Logistik suchen momen-

tan deutlich weniger neues Personal. Den größten absoluten Ein-

bruch der offenen Positionen verzeichnen mittlerweile jedoch die 

klassischen Zeitarbeitsunternehmen. Dennoch stammen aktuell 

weiterhin beachtliche 20 Prozent aller gemeldeten Stellen aus 

dieser stark betroffenen Branche. 

Entgegen diesem breiten negativen Trend zeigen sich einige aus-

gewählte Bereiche äußerst widerstandsfähig. Das Baugewerbe 

und der öffentliche Sektor verzeichnen im Gegensatz zur restli-

chen Wirtschaft wachsende Personalgesuche. Auch Banken und 

Versicherungen melden den Arbeitsagenturen derzeit spürbar 

mehr offene Stellen als im vergangenen Jahr. Gleichzeitig bleibt 

der hohe Bedarf im Gesundheitswesen mit einem Anteil von 11 

Prozent an allen Gesuchen ungebrochen stark. 

 
3 Bundesagentur für Arbeit (29.04.2026): BA-X Arbeitskräftenachfrage 
(April 2026). 

Erzeugerpreise sinken nur leicht4 

Die Erzeugerpreise haben sich im März nur leicht entspannt, wie 

der Erzeugerpreisindex des Statistischen Bundesamts verdeut-

licht. Die Kosten für gewerbliche Produkte fielen im Vergleich 

zum Vorjahr minimal. Dieser Rückgang beläuft sich über alle 

Branchen hinweg auf lediglich 0,2 Prozent. Dennoch zeigen die 

neu erhobenen Daten eine überraschend starke kurzfristige Ver-

teuerung. 

Erzeugerpreise 

Index (2021=100) 

 
Quelle: Destatis 

Ausschlaggebend für diese dynamische Entwicklung sind vor al-

lem die schwankenden Energiekosten. Besonders die kriegeri-

schen Auseinandersetzungen im Nahen Osten treiben die aktu-

ellen Ölpreise in die Höhe. Verglichen mit dem Vormonat verteu-

erte sich Energie um beträchtliche 7,5 Prozent. Langfristig be-

trachtet verbuchen andere Energieträger wie Erdgas oder Strom 

hingegen spürbare Preisrückgänge. 

Abseits der Energie verzeichnen die restlichen Produktionsgüter 

extrem gespaltene Preisentwicklungen. Insbesondere Maschi-

nen und fertige Bauteile für Kraftfahrzeuge kosten die gewerbli-

chen Abnehmer spürbar mehr Geld. Gleichzeitig zahlen die Käu-

fer für alltägliche Verbrauchsgüter wie Nahrungsmittel hingegen 

etwas weniger. Hier sinken die verlangten Preise insgesamt um 

exakt 0,3 Prozent. 

Konsumklima sinkt im Mai deutlich5 

Eine deutliche Verschlechterung zeigt sich in der neusten Aus-

wertung der Verbraucherstimmung des Nürnberg Instituts für 

Marktentscheidungen (NIM). Für den kommenden Monat fällt 

der entsprechende Indikator auf einen negativen Wert von exakt 

-33,3 Punkten. Dieser bedenkliche Sinkflug markiert den 

4 Destatis (20.04.2026): Erzeugerpreise (März 2026). 
5 NIM (27.04.2026): Konsumklima (Mai 2026). 
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niedrigsten gemessenen Stand seit dem Jahr 2023. Die anhal-

tenden kriegerischen Auseinandersetzungen im Iran trüben die 

wirtschaftlichen Aussichten der Konsumenten maßgeblich. 

Besonders die gestiegenen Kosten für alltägliche Ausgaben be-

lasten die privaten Haushalte enorm. Ausschlaggebend für diese 

Entwicklung sind vor allem die teureren Energiepreise aufgrund 

der geopolitischen Konflikte. Infolgedessen klettert die ermittelte 

Inflationsrate auf ein spürbares Niveau von 2,7 Prozent. Die be-

fragten Bürger blicken daher äußerst pessimistisch auf ihre zu-

künftige finanzielle Situation. 

NIM Konsumklimaindex 

 
Quelle: Nürnberger Institut für Marktentscheidungen (NIM) 

Diese große Unsicherheit bremst die hiesige Kaufbereitschaft 

stark aus. Aus Sorge vor weiteren Belastungen schätzen die 

Menschen den aktuellen Zeitpunkt für größere Ausgaben als un-

günstig ein. Die Neigung zu teuren Anschaffungen stürzt folglich 

auf einen bedenklichen Tiefstwert von -14,4 Punkten ab. Gleich-

zeitig schwindet zunehmend die Hoffnung der Konsumenten auf 

einen allgemeinen konjunkturellen Aufschwung. 

 

2. UNTERNEHMEN 

Geschäftsklima bricht ein6 

Das ifo Institut verzeichnet eine deutliche Verschlechterung der 

Stimmung in der deutschen Wirtschaft. Dieser starke Rückgang 

markiert den tiefsten gemessenen Stand seit dem Frühjahr 2020. 

Der ermittelte Geschäftsklimaindex stürzte im April auf den be-

denklichen Wert von 84,4 Punkten ab. Als wesentliche Ursache 

für diese pessimistische Haltung der Betriebe gilt die aktuelle 

Irankrise. 

Diese getrübten Aussichten ziehen sich durch fast alle großen 

Branchen des Landes. Im Verarbeitenden Gewerbe berichten die 

 
6 ifo Institut (25.04.2026): ifo Geschäftsklimaindex (April 2026). 

Firmen zunehmend über fehlende Vorprodukte und knappe Lie-

ferketten. Infolgedessen schätzt besonders die heimische Che-

mieindustrie ihre zukünftige Entwicklung als überaus kritisch ein. 

Auch im Dienstleistungssektor sorgt massiver Druck im Bereich 

der Logistik für düstere Prognosen. 

ifo Geschäftsklima 

Index (2015=100), saisonbereinigt 

 
Quelle: ifo Institut 

Ähnlich dramatisch stellt sich die Lage im Handel sowie auf dem 

Bau dar. Die befragten Einzelhändler spüren eine massive Zu-

rückhaltung der Konsumenten aufgrund der anhaltenden Infla-

tion. Im Bauhauptgewerbe brechen die Geschäftserwartungen 

für die kommenden Monate um fast 10 Punkte ein. Jegliche 

Hoffnungen der Betriebe auf einen baldigen wirtschaftlichen Auf-

schwung sind damit vorerst verflogen. 

Industrie plant wieder mehr Investitionen7 

Das Münchener ifo Institut meldet aktuell eine wachsende Inves-

titionsbereitschaft der heimischen Industrie. Nach einem schwa-

chen Jahresabschluss 2025 heben die hiesigen Betriebe ihre 

Budgets für das laufende Jahr spürbar an. Der entsprechende 

Indexwert klettert im März auf einen leichten Plusbereich von 

exakt 0,2 Punkten. Eine verbesserte Auftragslage sorgt maßgeb-

lich für diese zaghafte konjunkturelle Erholung. 

Vor allem im Verarbeitenden Gewerbe weiten die Firmen ihre ge-

planten Ausgaben wieder deutlich aus. Besonders der Fahrzeug-

bau verzeichnet eine sehr kräftige Aufhellung seiner 

7 ifo Institut (20.04.2026): ifo Investitionserwartungen (März 2026). 
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geschäftlichen Aussichten. Dieser Bereich verbucht einen enor-

men Zuwachs und erreicht aktuell einen Wert von 14,8 Punkten. 

Im Gegensatz dazu bremsen die hohen Energiekosten infolge 

des Krieges im Iran die Investitionen der chemischen Industrie 

massiv aus. 

Diese neue Zuversicht der produzierenden Betriebe wirkt sich 

auch positiv auf die Forschung aus. Die Unternehmen planen laut 

der Analyse wieder deutlich mehr Aufwendungen für neue Ent-

wicklungen ein. Der ermittelte Saldo für diesen wichtigen Inno-

vationsbereich dreht mittlerweile auf erfreuliche 1,2 Punkte. Ab-

seits der Industrie halten insbesondere die befragten Händler ihr 

Geld für zukünftige Anschaffungen weiterhin stark zusammen. 

Unternehmen zögern bei neuen Krediten8 

Eine aktuelle Befragung von KfW Research zeigt ein anhaltend 

geringes Interesse an Bankdarlehen. Kleine und mittlere Betriebe 

führen derzeit nur selten Verhandlungen über frisches Geld. Der 

Anteil dieser kreditsuchenden Firmen liegt weiterhin bei unter-

durchschnittlichen 21 Prozent. Auch große Konzerne reduzieren 

ihre Bemühungen auf dem Finanzmarkt spürbar. 

Anteil der KMU in Kreditverhandlungen 

 
Quelle: KfW Research 

Gleichzeitig treffen die interessierten Unternehmen bei den Geld-

instituten auf hohe Anforderungen. Die Banken vergeben ihre 

Kredite weiterhin äußerst zögerlich und restriktiv. Genau 34 Pro-

zent der mittelständischen Wirtschaft berichten von erheblichen 

Schwierigkeiten bei der Kreditaufnahme. Diese finanzielle Hürde 

verharrt somit für alle Betriebe auf einem hohen Niveau. 

Als wesentliche Ursache für diese Zurückhaltung gilt die 

schlechte gesamtwirtschaftliche Lage. Die kriegerischen 

 
8 KfW Research (29.04.2026): KfW-ifo-Kredithürde (Q1 2026). 
9 KfW Research (23.04.2026): Stärker digitalisierte Unternehmen weisen 
eine höhere Produktivität auf. 

Auseinandersetzungen im Iran trüben die konjunkturellen Aus-

sichten für das laufende Jahr 2026 massiv ein. Die Autoren sen-

ken ihre Prognose für das wirtschaftliche Wachstum folglich auf 

magere 0,9 Prozent. Zudem steigen die Ausfälle bei bereits ver-

gebenen Darlehen in der jüngeren Vergangenheit deutlich an. 

Digitalisierung steigert Produktivität9 

Wer stark auf digitale Technologien setzt, arbeitet deutlich effi-

zienter. Zu diesem Ergebnis kommt eine neue Analyse von KfW 

Research. Die Ergebnisse zeigen deutliche Effizienzgewinne für 

stark digitalisierte Unternehmen. Die Betriebe weisen durch eine 

hohe technische Ausstattung eine erheblich bessere Produktivi-

tät auf. Konkret profitieren besonders die oberen 25 Prozent der 

Vorreiter extrem von ihren weitreichenden Maßnahmen. 

Der gezielte Einsatz moderner Systeme hilft den Firmen bei der 

Aufholjagd zur Branchenspitze. Dieser technologische Fort-

schritt verringert die bestehende Leistungslücke zu den führen-

den Konkurrenten maßgeblich. Ein hoher Bestand an digitalem 

Kapital spiegelt dabei laut der Analyse vor allem die gewonnene 

Erfahrung der Belegschaft wider. Da technische Ausrüstung je-

doch jährlich um fast 32 Prozent an Wert verliert, müssen Be-

triebe kontinuierlich investieren. 

Trotz dieser klaren Vorteile halten sich kleine Mittelständler bei 

der Modernisierung oftmals stark zurück. Häufig fehlen den Be-

trieben schlichtweg die notwendigen finanziellen und personel-

len Ressourcen für umfangreiche Projekte. Die befragten 5.700 

Unternehmen benötigen für den erfolgreichen Wandel zudem 

dringend hervorragend ausgebildetes Personal.  

Exporterwartungen steigen leicht10 

Das ifo Institut stellt aktuell eine minimale Aufhellung der Stim-

mung in der deutschen Exportwirtschaft fest. Der entsprechende 

Indexwert für die künftigen Ausfuhren kletterte im April auf einen 

Stand von exakt 0,1 Punkten. Trotz dieses leichten Zuwachses 

halten sich positive und negative Prognosen der Betriebe derzeit 

genau die Waage. Die stark ausgeprägte geopolitische Unsicher-

heit auf den internationalen Märkten erschwert den Firmen wei-

terhin eine verlässliche Planung. 

Der detaillierte Blick auf die einzelnen Branchen offenbart eine 

überaus gespaltene Entwicklung bei den Bestellungen aus dem 

Ausland. Besonders die heimischen Hersteller von Nahrungsmit-

teln sowie Getränken blicken mittlerweile wieder deutlich opti-

mistischer in die Zukunft. Auch die wichtige Automobilindustrie 

und die Produzenten von Möbeln rechnen mehrheitlich mit 

10 ifo Institut (27.04.2026): ifo Exporterwartungen (April 2026). 
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https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-27/ifo-exporterwartungen-leicht-gestiegen-april-2026
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wachsenden Geschäften. Gleiches gilt laut der Analyse für die 

Hersteller von elektronischen Bauteilen. 

ifo Exporterwartungen 

saisonbereinigt 

 
Quelle: ifo Institut 

Im starken Kontrast dazu steht die anhaltend schwierige Lage 

der energieintensiven Wirtschaftszweige. Die stark belasteten 

Unternehmen dieser Branchen gehen für die kommenden Mo-

nate mehrheitlich von schrumpfenden Exporten aus. Diese nega-

tiven Aussichten bremsen den gesamten Außenhandel der Bun-

desrepublik merklich aus. Ein nachhaltiger Aufschwung für die 

exportierende Industrie zeichnet sich unter diesen angespannten 

Rahmenbedingungen vorerst nicht ab. 

 

3. POLITIK 

Soziale Marktwirtschaft erfordert Reformen11 

Eine aktuelle Studie des ifo Instituts beleuchtet den bedenklichen 

Zustand der deutschen Wirtschaftsordnung. Die Soziale Markt-

wirtschaft steht hierzulande nach einer beispiellosen Stagnati-

onsphase massiv unter Druck. Mittlerweile erlebt die Bundesre-

publik bereits sechs Jahre ohne nennenswertes konjunkturelles 

Wachstum. Diese anhaltende Schwäche gefährdet den aufge-

bauten Wohlstand der gesamten Bevölkerung erheblich. 

Ein wesentlicher Grund für diesen Stillstand ist der drastische 

Rückgang der privaten Investitionen. Im Vergleich zum Jahr 

2019 geben die heimischen Unternehmen spürbare zwölf Pro-

zent weniger Geld für ihre Ausrüstung aus. Gleichzeitig schrän-

ken ausufernde bürokratische Lasten die unternehmerische Frei-

heit der Betriebe immer weiter ein. Infolgedessen verliert der 

 
11 ifo Institut (28.04.2026): Wohlstand in Deutschland seit 2020 unter 
Druck. 

hiesige Wirtschaftsstandort zunehmend an internationaler Zu-

kunftsfähigkeit. 

Die beteiligten Studienautoren fordern daher ein rasches Um-

steuern der verantwortlichen Politik. Die Wirtschaft benötigt für 

ihre zukünftige Stärke dringend eine weitreichende Reforma-

genda. Dieses vorgestellte Konzept formuliert exakt zehn zent-

rale Handlungsfelder für die politische Umsetzung. Neben dem 

konsequenten Abbau von bestehenden Regulierungen zählen 

dazu insbesondere gezielte Bildungsoffensiven sowie solide 

Staatsfinanzen. 

Unionsvorschlag zur Einkommensteuer12 

Ein aktueller Gastbeitrag der Bundestagsabgeordneten und Fi-

nanzpolitiker Yannick Bury (CDU) und Florian Dorn (CSU) skiz-

ziert weitreichende Vorschläge für die Einkommensteuer. Ihr 

Konzept sieht unter anderem höhere steuerliche Freibeträge um 

mindestens 1.000 Euro vor. Dadurch verbleibt den Beschäftigten 

spürbar mehr Netto vom  Brutto. Zudem dämpft ein flacher ver-

laufender Grenzsteuertarif bisherige negative Auswirkungen auf 

die wirtschaftlichen Leistungsanreize ab. 

Als zentralen Baustein ihres Modells fordern die Autoren die voll-

ständige Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Dieser Schritt 

bringt laut den Autoren deutlich mehr Transparenz in das kom-

plizierte deutsche Steuersystem. Insbesondere mittelständische 

Betriebe sowie private Sparer profitieren hiervon durch spürbare 

finanzielle Entlastungen. Darüber hinaus soll der gegenwärtige 

Spitzensteuersatz künftig erst ab einem zu versteuernden Jah-

reseinkommen von rund 85.000 Euro greifen. 

Zur Deckung der zu erwartenden Steuerausfälle lehnen die Uni-

onsabgeordneten neuen Abgaben strikt ab. Stattdessen fordern 

sie die konsequente Reduzierung der massiv ausgeweiteten 

staatlichen Subventionspolitik. Kürzt der Staat diese öffentlichen 

Finanzhilfen jährlich um 15 Prozent, entlastet dies den Bundes-

haushalt mittelfristig enorm. 

BVMW-Position 

Der BVMW sieht den finanzpolitischen Vorstoß der Unionsabge-

ordneten positiv. Der geforderte Wegfall des Solidaritätszu-

schlagsentlastet die hiesigen Betriebe enorm. Darüber hinaus ist 

die geplante Entlastung des privaten Konsums in Höhe von 30 

Milliarden Euro ausdrücklich zu begrüßen. Die vorgeschlagenen 

Kürzungen von staatlichen Subventionen müssen im Einzelfall 

begutachtet werden. Langfristig ist eine vernünftige Standortpo-

litik ohnehin Dauersubventionen vorzuziehen. 

12 ifo Institut (22.04.2026): Nur jedes dritte Unternehmen befürwortet 
Aktivrente. 
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https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-28/wohlstand-deutschland-seit-2020-unter-druck
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-28/wohlstand-deutschland-seit-2020-unter-druck
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-22/nur-jedes-dritte-unternehmen-befuerwortet-aktivrente
https://www.ifo.de/pressemitteilung/2026-04-22/nur-jedes-dritte-unternehmen-befuerwortet-aktivrente
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Sehen Sie hier Dr. Hans-Jürgen Völz bei WELT-TV zum Reform-

vorschlag der Union 

Unternehmen bewerten Aktivrente kritisch13 

Das ifo Institut meldet gemischte Reaktionen der deutschen 

Wirtschaft auf die neu eingeführte Aktivrente. Lediglich 36 Pro-

zent der befragten Betriebe halten dieses Instrument für eine 

hilfreiche Maßnahme gegen den aktuellen Personalmangel. 

Gleichzeitig befürchten zahlreiche Arbeitgeber lediglich eine zeit-

liche Verschiebung des drängenden demografischen Problems. 

Die erhoffte flächendeckende Lösung für fehlende Fachkräfte 

bleibt aus Sicht der Analysten somit vorerst aus. 

Die gesetzliche Neuerung gewährt arbeitenden Senioren seit 

Jahresbeginn 2026 einen erheblichen steuerfreien Hinzuver-

dienst. Die erfahrenen Fachkräfte dürfen monatlich bis zu 2.000 

Euro völlig abgabenfrei zu ihrer bestehenden Rente hinzuverdie-

nen. Dennoch beschäftigte eine große Mehrheit der Firmen be-

reits vor dieser finanziellen Entlastung ruhestandsnahe Mitarbei-

ter. Dabei blieben die meisten älteren Angestellten ihrem bishe-

rigen Arbeitgeber auch nach dem regulären Berufsausstieg ein-

fach weiterhin treu. 

BVMW-Position 

Der BVMW begrüßt prinzipiell finanzielle Anreize für eine berufli-

che Tätigkeit über das übliche Renteneintrittsalter hinaus. Die 

konkrete politische Umsetzung der Maßnahme ist jedoch äu-

ßerst mangelhaft. Problematisch sind vor allem fortlaufende So-

zialversicherungsbeiträge, welche eine Weiterbeschäftigung für 

Arbeitgeber kaum günstiger machen. Zudem profitieren die An-

gestellten nur bei einem Verbleib im selben Betrieb, während 

Selbstständige von der Regelung bedauerlicherweise komplett 

ausgeschlossen bleiben. 

EU plant deutlich höheres Budget14 

Auf dem informellen EU-Gipfel in Zypern stand der zukünftige Fi-

nanzrahmen für die Jahre 2028 bis 2034 im Mittelpunkt. Die Eu-

ropäische Kommission plant für diesen Zeitraum eine massive 

Budgetausweitung um mindestens 30 Prozent. Die Verantwortli-

chen begründen diesen enormen finanziellen Bedarf unter ande-

rem mit der fälligen Tilgung des vergangenen Corona-Wiederauf-

baufonds. Zudem muss der europäische Staatenbund laut dem 

Entwurf künftig deutlich gewachsene Anforderungen bewältigen. 

Zur Deckung dieser massiven Ausgaben strebt die Kommission 

die Einführung völlig neuer europäischer Eigenmittel an. Der 

Haushalt der Europäischen Union soll durch eigene Steuern künf-

tig unabhängiger von den nationalen Beiträgen werden. Die 

 
13 ifo Institut (22.04.2026): Nur jedes dritte Unternehmen befürwortet 
Aktivrente. 

Brüsseler Behörde benötigt unter anderem frisches Geld zur Be-

gleichung von Krediten in Höhe von jährlich 24 Milliarden Euro. 

Als mögliche Einnahmequelle bringen die Planer hierfür bei-

spielsweise eine wirtschaftliche Abgabe auf produzierten Elekt-

roschrott ins Spiel. 

BVMW-Position 

Der BVMW positioniert sich ganz klar gegen diese weitreichen-

den fiskalischen Pläne. Aus Sicht des Verbandes resultiert eine 

nachhaltige europäische Wettbewerbsfähigkeit einzig aus 

grundlegenden strukturellen Reformen anstatt aus aufgeblähten 

Budgets. Eine eigene steuerliche Hoheit der Brüsseler Kommis-

sion birgt ein hohes Risiko für ineffiziente Mittelverwaltungen 

fernab nationaler Kontrolle. Da Deutschland ohnehin bereits die 

höchste finanzielle Last trägt, braucht es vor allem konsequente 

Entlastungen für die heimischen Betriebe. 

Berlin, 30.04.2026 

Gez.:   

 

Jasper Lüke  jasper.lueke@bvmw.de 

Dr. Christoph Wiedenroth  christoph.wiedenroth@bvmw.de 

Dr. Hans-Jürgen Völz hans-juergen.voelz@bvmw.de 

14 European Commission (2026): The 2028-2034 EU budget for a 
stronger Europe. 
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